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! Die Angabe des richtigen Empfängers (sachlich und
örtlich zuständiges FA) ist zwingend.

! Die Angabe von Zeugen oder Beweismitteln ist hilf-
reich.

! Die Herausgabe aller relevanten Unterlagen ist unver-
zichtbar.

Neben den inhaltlichen Voraussetzungen nach § 371
Abs. 1 AO sind auch die Ausschlussgründe des § 371
Abs. 2 AO und die Pflicht zur fristgerechten Nachzahlung
der hinterzogenen Steuern gem. § 371 Abs. 3 AO zu be-
rücksichtigen.

Es empfiehlt sich, die Voraussetzungen einer Selbstanzei-
ge gründlich zu prüfen und die zugrunde liegenden Sach-
verhalte sehr sorgfältig zu ermitteln. Selbst kleine Fehler
bei der Erstellung der Anzeige können dazu führen, dass

die Selbstanzeige insgesamt unwirksam und damit die an-
gestrebte Straffreiheit nicht erlangt wird. Nachträgliche
Korrekturen können die Unwirksamkeit der Selbstanzeige
nicht heilen.

VI. Schlussbemerkung

Die mehrjährige Diskussion über Beibehaltung, Ände-
rung und Abschaffung der Bestimmungen für die Selbst-
anzeige nach § 371 AO könnte nach der Beschlussfassung
der Finanzminister der Länder vom 9.5.2014 ein Ende
finden, wenn der Bundesminister der Finanzen zügig die
Empfehlungen der FMK aufgreift und einen Gesetzent-
wurf entsprechend den Eckwertbeschlüssen vorlegt. Die
Zeit bis zur Sommerpause dürfte in dieser Frage Klarheit
schaffen.

Internationale Selbstanzeigeberatung Deutschland-Österreich
(Teil 2)

Dr. Felix Ruhmannseder*

Bei der Korrektur von steuerlichen Verfehlungen, die eine
Steuerpflicht sowohl in Deutschland als auch in Öster-
reich betreffen, ist eine koordinierte Vorgehensweise ge-
genüber der jeweils national zuständigen Finanzbehörde
sowie die Kenntnis der einschlägigen Rechtsnormen er-
forderlich. In Fortsetzung der Ausführungen zur Rechts-
lage in Deutschland (Teil 1 des Beitrags, StBW 2014, 382)
wird im Folgenden auf die Voraussetzungen der österrei-
chischen Selbstanzeigebestimmungen eingegangen.

III. Tatbestandsvoraussetzungen der Selbstanzei-
ge in Österreich

In der österreichischen Rechtsordnung stellt die Selbst-
anzeige ebenfalls einen persönlichen Strafaufhebungs-
grund dar. Maßgebliche Regelung ist § 29 Finanzstrafge-
setz (FinStrG). Die Selbstanzeige ist bei jedem „Finanz-
vergehen‘‘ möglich und zulässig (ErlRV 1130 BlgNR 13.
GP, 57). Nach § 1 Abs. 1 FinStrG sind „Finanzvergehen‘‘
die in den §§ 33 bis 52 FinStrG mit Strafe bedrohten Ta-
ten (Handlungen oder Unterlassungen) natürlicher Per-
sonen und darüber hinaus auch andere ausdrücklich mit
Strafe bedrohte Taten, wenn sie in einem Bundesgesetz
als Finanzvergehen oder als Finanzordnungswidrigkeiten
bezeichnet sind. Die Selbstanzeigeregelung des § 29
FinStrG erfasst daher auch Finanzordnungswidrigkeiten.

Damit der Selbstanzeige strafaufhebende Wirkung zu-
kommt, bedarf es einerseits der Darlegung der Verfeh-
lung, Offenlegung der bedeutsamen Umstände bei Ver-
kürzungsdelikten, Täternennung und Schadensgutma-
chung, andererseits darf noch keine Sperrwirkung man-

gels Rechtzeitigkeit eingetreten sein. Hervorzuheben ist,
dass die Selbstanzeige auch auf Verbände im Sinne des
sog. Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes (VbVG) an-
wendbar ist.

!Beraterhinweis: Seit 1.1.2006 existiert in Österreich
mit dem VbVG eine strafrechtliche Verantwortlichkeit
von Verbänden für Straftaten ihrer Entscheidungsträger
und sonstigen Mitarbeiter. „Verbände‘‘ in diesem Sinne
sind juristische Personen sowie eingetragene Personenge-
sellschaften und Europäische wirtschaftliche Interessen-
vereinigungen, weshalb insbesondere AG, GmbH und
OHG erfasst sind sowie Bund, Länder, Gemeinden und
andere Körperschaften öffentlichen Rechts, soweit sie pri-
vatwirtschaftlich tätig sind (vgl. § 1 Abs. 2 und 3 VbVG).
Die Haftung der Verbände gilt nur bei Begehung einer
„Straftat‘‘, d.h. eine nach einem Bundes- oder Landes-
gesetz mit gerichtlicher Strafe bedrohten Handlung, bei
Finanzvergehen jedoch nur insoweit, als dies im FinStrG
vorgesehen ist (§ 1 Abs. 1 Satz 2 VbVG); insoweit ist für
die Verantwortlichkeit von Verbänden die Regelung des
§ 1 Abs. 2 i.V.m. § 28a FinStrG zu beachten.

1. Darlegung der Verfehlung (§ 29 Abs. 1 FinStrG)

a) Umfang der Darlegung
Wer sich eines Finanzvergehens schuldig gemacht hat,
wird gem. § 29 Abs. 1 Satz 1 FinStrG insoweit straffrei,
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als er seine Verfehlung darlegt (Selbstanzeige). Die Dar-
legung hat gegenüber einem Zollamt zu erfolgen, wenn
die Handhabung der verletzten Abgaben- oder Monopol-
vorschriften den Zollämtern obliegt, sonst gegenüber ei-
nem FA (§ 29 Abs. 1 Satz 2 FinStrG).

Für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige ist zunächst er-
forderlich, dass die Zuwiderhandlungen gegen finanz-
strafrechtlich sanktionierte Vorschriften der Behörde be-
kannt gegeben werden. Diese Darlegung der Verfehlung
muss eine so präzise Beschreibung der Verfehlung enthal-
ten, dass der Finanz(straf)behörde schon dadurch sogleich
eine rasche und richtige Entscheidung in der Sache selbst
ermöglicht wird (OGH v. 29.7.1997 – 14 Os 204/96).
Nicht ausreichend ist es daher, wenn allein die Unrichtig-
keit früherer Angaben angezeigt oder deren Richtigstel-
lung angekündigt oder angeboten wird (Reger/Nordmey-
er/Hacker/Kuroki, Finanzstrafgesetz, Bd. 1, 4. Aufl. 2013,
§ 29 Rz. 6).

Bei lediglich teilweiser Darlegung der Verfehlung liegt
eine Teilselbstanzeige vor. Da nach § 29 Abs. 1 FinStrG
Straffreiheit „insoweit‘‘ eintritt, als die Verfehlung ange-
zeigt wird, kommt auch einer unvollständigen Selbst-
anzeige im Umfang der Offenlegung der Verfehlung
(Teil-)Wirksamkeit zu (vgl. OGH v. 27.8.1998 – 12 Os
41/98; Schrottmeyer, Selbstanzeige nach § 29 FinStrG,
2. Aufl. 2012, § 29 Rz. 189 ff.). Die Möglichkeit der Teil-
selbstanzeige ergibt sich auch aus der Regelung des § 29
Abs. 6 FinStrG, in der klargestellt ist, dass für denselben
Abgabenanspruch grundsätzlich erneut Selbstanzeige er-
stattet werden kann (vgl. dazu unten).

!Beraterhinweis: Von der teilweisen Darlegung der
Verfehlung, die der teilweisen Wirksamkeit der Selbst-
anzeige nicht entgegensteht, ist die falsche bzw. bewusst
irreführende Selbstanzeige zu unterscheiden. Wird etwa
der Sachverhalt verfälscht, so entspricht die Darlegung
der Verfehlung nicht der Realität und die diesbezügliche
Selbstanzeige geht ins Leere, da das erklärte Delikt nicht
begangen wurde (Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 203 f.).

b) Ausdrückliche oder konkludente Darlegung
Grundsätzlich hat der Abgabenpflichtige zwei Möglich-
keiten für die Darlegung der Verfehlung. Er kann einer-
seits seine Verfehlung ausdrücklich und damit den zu-
grunde liegenden Sachverhalt so ausführlich beschreiben
(ggf. unter Beifügung von Belegen und Schriftstücken),
dass der Behörde eine rasche und richtige Entscheidung
in der Sache selbst ermöglicht wird. Es genügt anderer-
seits aber auch die konkludente Darlegung der Verfeh-
lung, wenn es sich dabei um eine geeignete Mitteilung in-
sofern handelt, als dadurch der Behörde der Verstoß ge-
gen die abgaben- oder monopolrechtlichen Vorschriften
zur Kenntnis gebracht wird (ausführlich dazu Schrottmey-
er, a.a.O., § 29 Rz. 316 ff.).

Bei Selbstbemessungsabgaben, insbesondere bei den Um-
satzsteuervorauszahlungen, wird für die strafbefreiende
Wirkung der Selbstanzeige die konkludente Darlegung
der Verfehlung (bei gleichzeitiger Erfüllung der Offenle-
gung der bedeutsamen Umstände – vgl. dazu unten) nach
h.M. grundsätzlich als ausreichend angesehen (vgl. nur
Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 328 ff. m.w.N.). So genügt
etwa eine verspätet erstattete Umsatzsteuervoranmeldung
als Darlegung der Verfehlung des § 33 Abs. 2 Buchst. a
FinStrG, da Letztere mit der Nachholung der versäumten
Handlung zum Ausdruck gebracht wird (vgl. VwGH v.
17.12.2003 – 99/13/0083; Fellner, FinStrG, 6. Aufl.,
Band I, Stand: 01/2013, § 29 Rz. 11a).

Wird eine Selbstanzeige betreffend Umsatzsteuervoraus-
zahlungen im Zuge der Umsatzsteuerjahreserklärung er-
stattet, bedarf es nach § 29 Abs. 7 FinStrG keiner Zuord-
nung der Verkürzungsbeträge zu den einzelnen davon be-
troffenen Voranmeldungszeiträumen. Entsprechend dem
Wortlaut der im Zuge des AbgÄG 2012 eingeführten und
am 15.12.2012 in Kraft getretenen Regelung gilt die Um-
satzsteuerjahreserklärung zwar nicht automatisch als Dar-
legung der Verfehlung und somit als Selbstanzeige
(Schrottmeyer, SWK 2013, 1444 [1445]). Aus den Geset-
zesmaterialien (ErlRV 1960 BlgNR 24. GP, 61) geht je-
doch hervor, dass die bisherige Verwaltungspraxis – Um-
satzsteuerjahreserklärungen mit Restschuldausweis als
Selbstanzeigen anzuerkennen – gesetzlich absichert wer-
den sollte (Schrottmeyer/Plückhahn, SWK 2013, 135
[139]).

!Beraterhinweis: Zu beachten ist, dass die Umsatzsteu-
erjahreserklärung nicht automatisch als Selbstanzeige für
die davon umfassten Vorausmeldungsdelikte gilt und da-
durch die Voraussetzungen für die strafbefreiende Wir-
kung erfüllt sind. Entsprechend der bisherigen Judikatur
der Höchstgerichte und h.A. im Schrifttum wird in den
ErlRV festgehalten, dass die Verfehlung (konkludent) nur
bei Ausweis einer Restschuld in der Jahreserklärung zum
Ausdruck kommt. Es empfiehlt sich, nach wie vor eine
betragsmäßige Aufgliederung der Verfehlungen auf die
Voranmeldungszeiträume der Umsatzsteuerjahreserklä-
rung beizulegen, falls die Restschuld der Umsatzsteuer-
jahreserklärung nicht dem strafbestimmenden Wertbetrag
entspricht (näher dazu Schrottmeyer/Plückhahn, SWK
2013, 135 [139 f.]). Bei konkludenter Darlegung der Ver-
fehlung ist überdies zu beachten, dass die erforderliche
(vgl. § 29 Abs. 5 FinStrG) konkrete Täternennung nicht
zwangsläufig vorhanden ist, weshalb es im Einzelfall not-
wendig sein kann, diese in der Selbstanzeige ausdrücklich
zu ergänzen (vgl. dazu unten).

Zu beachten ist, dass bei bescheidmäßig festzusetzenden
Abgaben die kommentarlos eingereichte Berichtigung ei-
ner Abgabenerklärung und die insoweit vorliegende kon-
kludente Darlegung nach Auffassung des OGH (OGH v.
29.7.1997 – 14 Os 204/96) die Voraussetzungen für die
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Darlegung der Verfehlung nicht erfüllt (vgl. zu dieser
Streitfrage Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 358 ff.). Um in
diesen Fällen das Risiko der Unwirksamkeit der Selbst-
anzeige ausschließen zu können, empfiehlt es sich, eine
Selbstanzeige in Form einer berichtigten Steuererklärung
mit einer entsprechenden ausdrücklichen Darlegung der
Verfehlung und (soweit erforderlich) einer Täternennung
zu ergänzen (Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 339 ff.).

c) Darlegung gegenüber Zollamt bzw. Finanzamt
Eine Selbstanzeige kann nur dann strafbefreiende Wir-
kung entfalten, wenn die begangene Verfehlung gegen-
über einer zuständigen Behörde dargelegt wird. In diesem
Zusammenhang ist nach § 29 Abs. 1 FinStrG zwischen
der Zuständigkeit von Zoll- und FÄ zu unterscheiden.
Obliegt die Erhebung bzw. Vollziehung der von der
Selbstanzeige betroffenen Abgaben den Zollämtern, ist
die diesbezügliche Darlegung bei jedem Zollamt, unab-
hängig von der örtlichen oder sachlichen Zuständigkeit
strafaufhebend möglich (Seiler/Seiler, FinStrG, 4. Aufl.
2014, § 29 Rz. 4).

!Beraterhinweis: Selbstanzeigen im Zusammenhang
mit der Verletzung der Auskunftspflicht im Bargeldver-
kehr (§ 48b FinStrG) sind bei einem Zollamt zu erstatten.

In „allen übrigen Fällen‘‘ kann bei jedem FA, unabhängig
von der örtlichen oder sachlichen Zuständigkeit, strafauf-
hebend Selbstanzeige erstattet werden (Fellner, a.a.O.,
§ 29 Rz. 7; ErlRV 874 BlgNR 24. GP, 7).

!Beraterhinweis: Die Erstattung einer Selbstanzeige
bei Sicherheitsbehörden, der Staatsanwaltschaft oder bei
Gericht kann keine strafbefreiende Wirkung entfalten.

Eine Besonderheit ist im Zusammenhang mit der Kom-
munalsteuer (KommSt) zu beachten. Der KommSt unter-
liegen die Arbeitslöhne, die jeweils in einem Kalender-
monat an die Dienstnehmer einer im österreichischen In-
land (Bundesgebiet) gelegenen Betriebsstätte eines Unter-
nehmens gewährt worden sind. Die KommSt ist zwar
bundesrechtlich geregelt, wird jedoch nicht von den Ab-
gabenbehörden des Bundes erhoben, sondern von der Ge-
meinde nach Maßgabe des § 7 Kommunalsteuergesetz
(KommStG). Daher fällt die KommSt nicht unter den Ab-
gabenbegriff des § 2 FinStrG, so dass im Hinblick auf
Verfehlungen (vgl. hierzu § 15 KommStG) auch grund-
sätzlich das Institut der Selbstanzeige nicht anwendbar ist
(Reger/Nordmeyer/Hacker/Kuroki, a.a.O., § 2 Rz. 25). Al-
lerdings bestimmt § 254 Abs. 1 FinStrG, dass für den Be-
reich des landesgesetzlichen und kommunalsteuerlichen
Abgabenstrafrechts § 29 FinStrG „sinngemäß‘‘ und das
Verwaltungsstrafgesetz (VStG) gelten. Eine Selbstanzeige
für die KommSt kann dementsprechend bei jeder Ge-
meinde und nicht nur bei der erhebungsberechtigten Ge-
meinde i.S.d. § 7 KommStG erstattet werden (zu den Ein-
zelheiten s. Schrottmeyer/Plückhahn, SWK 2013, 135
[140 f.]).

!Beraterhinweis: Bei Selbstanzeigen für Lohnabgaben
ist darauf zu achten, dass zwei Selbstanzeigen erstattet
werden (Schrottmeyer/Plückhahn, SWK 2013, 135 [140]),
und zwar eine an das FA (für die Lohnsteuer) und zu-
gleich eine weitere an die Gemeinde (für die Kommunal-
steuer).

2. Offenlegung der bedeutsamen Umstände und
Schadensgutmachung bei Abgabenverkürzun-
gen (§ 29 Abs. 2 FinStrG)

War mit einer Verfehlung eine Abgabenverkürzung oder
ein sonstiger Einnahmenausfall verbunden, so tritt die
Straffreiheit nur insoweit ein, als der Behörde ohne Ver-
zug die für die Feststellung der Verkürzung oder des Aus-
falls bedeutsamen Umstände offen gelegt werden, und
binnen einer Frist von einem Monat die sich daraus erge-
benden Beträge, die vom Anzeiger geschuldet werden,
oder für die er zur Haftung herangezogen werden kann,
tatsächlich mit schuldbefreiender Wirkung entrichtet wer-
den (§ 29 Abs. 2 Satz 1 FinStrG). Die Monatsfrist beginnt
bei selbst zu berechnenden Abgaben (§§ 201 und 202
Bundesabgabenordnung – BAO) mit der Selbstanzeige, in
allen übrigen Fällen mit der Bekanntgabe des Abgaben-
oder Haftungsbescheids zu laufen und kann durch Ge-
währung von Zahlungserleichterungen (§ 212 BAO) auf
höchstens zwei Jahre verlängert werden (§ 29 Abs. 2
Satz 2 FinStrG). Lebt die Schuld nach Entrichtung ganz
oder teilweise wieder auf, so bewirkt dies unbeschadet
der Bestimmungen des § 31 FinStrG insoweit auch das
Wiederaufleben der Strafbarkeit (§ 29 Abs. 2 Satz 3
FinStrG).

a) Offenlegung der bedeutsamen Umstände
Von der Darlegung der Verfehlung (§ 29 Abs. 1 FinStrG)
zu unterscheiden ist die in § 29 Abs. 2 FinStrG geforderte
Offenlegung. Bei der Darlegung ist das Fehlverhalten, die
Unrichtigkeit exakt zu beschreiben. Im Rahmen der Of-
fenlegung sind der Behörde die richtigen Bemessungs-
grundlagen mitzuteilen (Reger/Nordmeyer/Hacker/Kuro-
ki, a.a.O., § 29 Rz. 9). Zur Erlangung der strafbefreienden
Wirkung einer Selbstanzeige hat die Berichtigung fal-
scher oder die Ergänzung unvollständiger Angaben so
präzisiert zu erfolgen, dass der Abgabenbehörde die
Grundlage für eine sofortige richtige Entscheidung über
den vereitelten oder verkürzten Abgabenanspruch gelie-
fert (VwGH v. 22.1.1985 – 84/14/0072) und bereits da-
durch eine rasche und richtige Entscheidung in der Sache
selbst ermöglicht wird (OGH v. 5.12.1996 – 15 Os 97/96).
Nicht ausreichend ist es, der Behörde lediglich die Mög-
lichkeit zu verschaffen, durch eigene Erhebungen den
Sachverhalt zu ermitteln. Wird eine Selbstanzeige betref-
fend Vorauszahlungen an Umsatzsteuer im Zuge der Um-
satzsteuerjahreserklärung erstattet, bedarf es gem. § 29
Abs. 7 FinStrG keiner Zuordnung der Verkürzungsbeträge
zu den einzelnen davon betroffenen Voranmeldungszeit-
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räumen (ergänzend dazu oben sowie Schrottmeyer, SWK
2013, 1444 [1445 f.]).

!Beraterhinweis: Eine nur teilweise Offenlegung der
bedeutsamen Umstände hat strafbefreiende Teilwirkung
(zur [Un-]Zulässigkeit von geschätzten Selbstanzeigen s.
etwa Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 441 ff. einerseits und
Seiler/Seiler, a.a.O., § 29 Rz. 18 andererseits). Wurde be-
reits einmal hinsichtlich ein und desselben Abgaben-
anspruchs eine Selbstanzeige erstattet, ist insbesondere
die Regelung des § 29 Abs. 6 FinStrG zu beachten (vgl.
dazu unten).

Die für die Feststellung der Verkürzung oder des Ausfalls
bedeutsamen Umstände sind „ohne Verzug‘‘ offenzule-
gen, worunter der OGH „zugleich mit der Selbstanzeige‘‘
versteht (vgl. nur OGH v. 16.2.2006 – 15 Os 2/06t). So-
fern sich der Täter die Offenlegung in der Selbstanzeige
für später vorbehält, bleibt er weiterhin strafbar (OGH v.
15.12.1988 – 12 Os 95/88). Zur Frage der Offenlegung
der bedeutsamen Umstände bei (gem. § 207 BAO) abga-
benrechtlich bereits verjährten Zeiträumen (während die
finanzstrafrechtliche Verjährungsfrist gem. § 31 Abs. 3
FinStrG noch offen ist) s. unten.

b) Schadensgutmachung
Nach § 29 Abs. 2 FinStrG tritt die Straffreiheit darüber
hinaus nur insoweit ein, als der Täter die verkürzten Ab-
gaben entsprechend entrichtet. Nur die vollständige Scha-
densgutmachung führt demnach (bei Erfüllung der sons-
tigen Voraussetzungen des § 29 FinStrG) zur völligen
Straffreiheit – der bloß teilweisen Entrichtung kommt
strafbefreiende Teilwirkung zu. Die Schadensgutmachung
hat binnen einer Frist von einem Monat mit tatsächlich
schuldbefreiender Wirkung zu erfolgen. Ausreichend ist,
dass die Schadensgutmachung rechtzeitig erfolgt. Wer die
geschuldeten Beträge mit schuldbefreiender Wirkung
„für‘‘ den Anzeiger entrichtet, ist hingegen irrelevant, so-
lange der Konnex zur Selbstanzeige für die Behörde er-
sichtlich ist (vgl. etwa VwGH v. 6.9.1986 – 84/15/0165).

Bei selbst zu berechnenden Abgaben (Selbstbemessungs-
abgaben) i.S.d. §§ 201, 202 BAO beginnt die Frist mit der
Selbstanzeige, in allen übrigen Fällen mit der Bekannt-
gabe des geschuldeten Betrags an den Anzeiger zu laufen.
Zu Besonderheiten im Zusammenhang mit der Gesell-
schaftsteuer, der Grunderwerbsteuer sowie der Umsatz-
steuer s. Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 547 ff., 551 ff.,
555 ff.

Soweit die Schadensgutmachung aufgrund von Liquidi-
tätsengpässen nicht unmittelbar erfolgen kann, besteht
gem. § 29 Abs. 2 Satz 2 FinStrG die Möglichkeit, im Zu-
sammenhang mit der Selbstanzeige auch ein Ansuchen
auf Zahlungserleichterungen i.S.v. § 212 BAO zu stellen
(näher dazu Seiler/Seiler, a.a.O., § 29 Rz. 30 ff.).

3. Rechtzeitigkeit der Selbstanzeige (§ 29 Abs. 1,
Abs. 3 FinStrG bzw. § 49a FinStrG)

Die strafbefreiende Wirkung einer Selbstanzeige tritt nur
bei „rechtzeitigem‘‘ Einlangen bei der zuständigen Behör-
de ein. Für die Frage der Rechtzeitigkeit der Selbstanzei-
ge sind die Regelungen des § 29 Abs. 1 und Abs. 3
FinStrG maßgebend – eine Sonderregelung bei Verlet-
zung der Anzeigepflicht nach § 121a BAO für bestimmte
Schenkungen und Zweckzuwendungen unter Lebenden
enthält § 49a Abs. 2 FinStrG, der die Selbstanzeigemög-
lichkeit nach Ablauf eines Jahres ab dem Ende der abga-
benrechtlichen Anzeigefrist des § 121a Abs. 4 BAO aus-
schließt.

a) Keine Betretung auf frischer Tat (§ 29 Abs. 1 Satz 3
FinStrG)

Gemäß § 29 Abs. 1 Satz 3 FinStrG ist eine Selbstanzeige
bei Betretung auf frischer Tat ausgeschlossen. Ein Betre-
ten auf frischer Tat ist anzunehmen, wenn ein Behörden-
organ die Tatbegehung eines Finanzvergehens unmittelbar
(selbst) wahrgenommen hat, ohne dass es noch weiterer
Erhebungen bedarf (VfGH v. 21.2.1985 – B 585/84 [der
Inhalt der zitierten Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofs (VfGH) ist im RIS unter https://www.ris.bka.gv.at/
Vfgh/ abrufbar]). Unschädlich ist die Betretung auf fri-
scher Tat durch Privatpersonen. Der genannte Sperrgrund
greift etwa ein bei der Kontrolle eines Reisenden mit ein-
gangsabgabepflichten Waren nach dem Passieren des
„Grünen Ausgangs‘‘ auf einem Flughafen (Seiler/Seiler,
a.a.O., § 29 Rz. 59).

b) Keine Verfolgungshandlung (§ 29 Abs. 3 Buchst. a
FinStrG)

Gemäß § 29 Abs. 3 Buchst. a FinStrG tritt keine Straffrei-
heit ein, wenn zum Zeitpunkt der Selbstanzeige Verfol-
gungshandlungen i.S.d. § 14 Abs. 3 FinStrG gegen den
Anzeiger, gegen andere an der Tat Beteiligte oder gegen
Hehler gesetzt waren. Nach § 14 Abs. 3 FinStrG ist Ver-
folgungshandlung jede nach außen erkennbare Amts-
handlung eines Gerichts, einer Staatsanwaltschaft, einer
Finanzstrafbehörde, des Bundesfinanzgerichts oder eines
in § 89 Abs. 2 FinStrG genannten Organs (Organ der Ab-
gabenbehörden und des öffentlichen Sicherheitsdienstes),
die sich gegen eine bestimmte Person als den eines Fi-
nanzvergehens Verdächtigen, Beschuldigten oder Ange-
klagten richtet, und zwar auch dann, wenn das Gericht,
die Staatsanwaltschaft, die Finanzstrafbehörde, das Bun-
desfinanzgericht oder das Organ zu dieser Amtshandlung
nicht zuständig war, die Amtshandlung ihr Ziel nicht er-
reicht oder die Person, gegen die sie gerichtet war, davon
keine Kenntnis erlangt hat. Welche Handlung als „nach
außen erkennbare Amtshandlung‘‘ anzusehen ist, wird im
Gesetz nicht näher konkretisiert. Nach der Rechtspre-
chung sind Verfolgungshandlungen nur solche Akte, die
nach ihrer Art und Bedeutung die Absicht des Gerichts
oder der Finanzstrafbehörde (etc.) erkennen lassen, den
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gegen eine bestimmte Person wegen einer bestimmten Tat
bestehenden Verdacht auf eine in den Verfahrensvor-
schriften vorgesehene Weise zu prüfen (vgl. hierzu und zu
Folgendem OGH v. 23.2.2006 – 12 Os 91/05g). Auch ein
Amtshilfeersuchen nach dem EG-AHG kommt als Verfol-
gungshandlung in Betracht (vgl. hierzu auch Schrottmey-
er, a.a.O., § 29 Rz. 758, 866).

!Beraterhinweis: Die Verfolgungshandlung braucht
sich nicht gegen den Selbstanzeiger zu richten und muss
diesem auch nicht bekannt sein (OGH v. 10.9.2002 – 14
Os 6/02). Eine Selbstanzeige hat daher dann keine straf-
befreiende Wirkung, wenn gegen andere an der Tat Betei-
ligte (oder gegen den Hehler) eine Verfolgungshandlung
gesetzt wurde.

c) Keine Tatentdeckung und Kenntnis des Täters da-
von (§ 29 Abs. 3 Buchst. b FinStrG)

Gemäß § 29 Abs. 3 Buchst. b FinStrG tritt keine Straffrei-
heit ein, wenn zum Zeitpunkt der Selbstanzeige die Tat
hinsichtlich ihrer objektiven Tatbestandsmerkmale bereits
ganz oder zum Teil entdeckt und dies dem Anzeiger be-
kannt war oder die Entdeckung der Verletzung einer zoll-
rechtlichen Verpflichtung hinsichtlich ihrer objektiven
Tatbestandsmerkmale unmittelbar bevorstand und dies
dem Anzeiger bekannt war.

aa) Begriff der „Tat‘‘
Nach ständiger Rechtsprechung des OGH (vgl. nur OGH
v. 19.11.2013 – 13 Os 58/13y m.w.N.) „wird – bezogen
auf ein Steuersubjekt – mit Abgabe einer unrichtigen Jah-
ressteuererklärung je Steuerart unabhängig von der Höhe
des Hinterziehungsbetrags ein Finanzvergehen der Abga-
benhinterziehung nach § 33 Abs. 1 FinStrG begründet.
Mit (nacheinander erfolgter) Abgabe unrichtiger Jahres-
erklärungen mehrerer Veranlagungsjahre hindurch wer-
den real konkurrierende Vergehen der Abgabenhinterzie-
hung nach § 33 Abs. 1 FinStrG begründet, mit Abgabe in-
haltlich unrichtiger Jahreserklärungen zu unterschiedli-
chen Steuerarten wird für jedes Jahr und jede Abgabenart
je ein Finanzvergehen der Abgabenhinterziehung nach
§ 33 Abs. 1 FinStrG begründet [...]. Solcherart bildet die
Jahreserklärung zu einer Steuerart – allenfalls auch als
Bündel mehrerer steuerlich trennbarer Einzelaspekte –
das kleinste nicht mehr teilbare Element des Sachver-
halts, also eine selbständige Tat im materiellen Sinn (§ 21
Abs. 1 FinStrG). Entsprechendes gilt für das Unterlassen
der Abgabe einer Jahressteuererklärung: selbständige Tat
ist die Nichtabgabe bis zum gesetzlich vorgesehenen End-
zeitpunkt (§ 33 Abs. 3 Buchst. a Fall 2 FinStrG).‘‘ Zu den
(umstrittenen) Einzelheiten des Tatbegriffs vgl. etwa
Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 890 ff., 762 ff.; Reger/
Nordmeyer/Hacker/Kuroki, a.a.O., § 29 Rz. 19.

bb) „Entdeckung‘‘ der Tat
Das Finanzvergehen muss von der Behörde grundsätzlich
tatsächlich entdeckt sein (Ausnahme: bei Verletzung einer

zollrechtlichen Verpflichtung genügt, dass die Tatent-
deckung unmittelbar bevorstand), wobei Entdeckung hin-
sichtlich der objektiven Tatbestandsmerkmale erforder-
lich (aber auch ausreichend) ist. Die Identität des Täters
muss dabei noch nicht feststehen (874 BlgNR 24. GP, 8,
vgl. dazu auch Leitner/Brandl, SWK 2011, 1086 [1087]).
Nicht ausreichend für eine Tatentdeckung ist ein bloßer
Anfangsverdacht. Vielmehr muss bei vorläufiger Tat-
beurteilung der Nachweis der Verwirklichung des objekti-
ven Tatbestands eines Finanzvergehens wahrscheinlich
sein (OGH v. 25.8.1998 – 11 Os 41/98; VwGH v.
21.3.2002 – 2001/16/0471).

Als Tatendecker kommen nicht nur die Finanzstrafbehör-
den in Betracht, sondern auch die in den §§ 80, 81
FinStrG genannten Behörden. Nach § 80 Satz 1 FinStrG
haben die Behörden und Ämter der Bundesfinanzverwal-
tung, wenn sich innerhalb ihres dienstlichen Wirkungs-
bereichs ein Verdacht auf das Vorliegen eines Finanzver-
gehens ergibt, hiervon die zuständige Finanzstrafbehörde
zu verständigen, soweit sie nicht selbst als solche ein-
zuschreiten haben. Gemäß § 81 FinStrG sind alle Dienst-
stellen der Gebietskörperschaften mit behördlichem Auf-
gabenbereich, alle Gebietskrankenkassen und das Ar-
beitsmarktservice verpflichtet, die entweder von ihnen
selbst wahrgenommenen oder sonst zu ihrer Kenntnis ge-
langten Finanzvergehen der nächsten Finanzstrafbehörde
mitzuteilen. Dementsprechend kann auch eine Finanzbe-
hörde oder ein Gericht ein Finanzvergehen entdecken und
damit die Sperrwirkung des § 29 Abs. 3 Buchst. b
FinStrG auslösen (vgl. nur Seiler/Seiler, a.a.O., § 29
Rz. 55 f. m.w.N.).

!Beraterhinweis: Entscheidend ist, ob eine Verpflich-
tung zur Anzeige an die Finanzstrafbehörde besteht. Vor
diesem Hintergrund kommt auch eine Tatentdeckung
durch eine ausländische Behörde in Betracht, die auf-
grund eines Rechtshilfeübereinkommens zur Anzeige
verpflichtet ist (Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 990
m.w.N.).

Die Sperrwirkung des § 29 Abs. 3 Buchst. b FinStrG en-
det bei einer Abgabenforderung durch die Behörde nach
zutreffender Ansicht von Plückhahn (Plückhahn in
Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 889) mit Erlass des Be-
scheids. Sofern es nach Tatendeckung zur Außenprüfung
oder Einleitung eines Strafverfahrens kommt, ergibt sich
das Ende der Sperrwirkung aus den jeweils beendenden
Verfahrensschritten. Für den Fall, dass die Behörde keine
Konsequenzen aus der Tatendeckung zieht, müsste sie
von der Einleitung eines Strafverfahrens Abstand nehmen
und hierzu einen Aktenvermerk nach § 82 Abs. 2 FinStrG
anfertigen, was dann zum Ende der Sperrwirkung führt
(Plückhahn in Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 889; vgl.
zum Ganzen auch Schrottmeyer/Plückhahn, ÖStZ 2011,
217; Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 877 ff., 1211 ff.).

.A (%0"0**03&% 6.6.2014

468 5':?$!>C'

666/B?'9'$@'$!?'$1;'-?'$/)'



cc) „Kenntnis‘‘ von der Tatentdeckung
Die Sperrwirkung des § 29 Abs. 3 Buchst. b FinStrG tritt
nur ein, wenn der Anzeiger von der (teilweisen) Tatent-
deckung Kenntnis hat. Im Gegensatz zum Sperrgrund des
§ 29 Abs. 3 Buchst. a FinStrG schließt bei Beteiligung
mehrerer Personen an der Tat die Kenntniserlangung von
der Tatendeckung durch einen Tatbeteiligten oder Hehler
die strafbefreiende Selbstanzeige durch andere Beteiligte,
die davon noch keine Kenntnis haben, nicht aus.

d) Kein Beginn finanzbehördlicher Prüfungen (§ 29
Abs. 3 Buchst. c FinStrG)

Gemäß § 29 Abs. 3 Buchst. c FinStrG tritt keine Straffrei-
heit ein, wenn bei einem vorsätzlich begangenen Finanz-
vergehen die Selbstanzeige anlässlich einer finanzbehörd-
lichen Nachschau, Beschau, Abfertigung oder Prüfung
von Büchern oder Aufzeichnungen nicht schon bei Be-
ginn der Amtshandlung erstattet wird. „Beginn der Amts-
handlung‘‘ ist die Aufforderung zur Vorlage der erforder-
lichen Bücher, Aufzeichnungen und sonstigen Unterlagen
(VwGH v. 15.12.1998 – 93/14/0178; OGH v. 27.8.1998 –
12 Os 73/98). Die Sperrwirkung des § 29 Abs. 3 Buchst. c
FinStrG erfasst nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut
lediglich vorsätzlich begangene Finanzvergehen, so dass
bei fahrlässig begangenen Finanzvergehen eine strafbe-
freiende Selbstanzeige auch noch während der Prüfung
möglich ist, sofern keine anderen Sperrwirkungen einge-
treten sind (vgl. auch Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 1011
m.w.N.).

!Beraterhinweis: Der Umfang der Sperrwirkung des
§ 29 Abs. 3 Buchst. c FinStrG für vorsätzlich begangene
Finanzvergehen bestimmt sich nach dem Umfang des
(schriftlichen) Prüfungsauftrags (Reger/Nordmeyer/Ha-
cker/Kuroki, a.a.O., § 29 Rz. 21). Während der Prüfung
kann folglich sowohl bei vorsätzlich als auch bei fahrläs-
sig begangenen Finanzvergehen noch eine strafbefreiende
Selbstanzeige für Steuerarten und Zeiträume erstattet
werden, die vom Prüfungsauftrag nicht erfasst sind, wenn
insoweit vor allem nicht der Sperrgrund der Tatent-
deckung eingreift.

Nach zutreffender h.A. kann nach Beendigung der be-
hördlichen Prüfung auch wieder für die vom Prüfungsauf-
trag umfassten Zeiträume und Steuerarten unter Berück-
sichtigung der allgemeinen Tatbestandsvoraussetzungen
des § 29 FinStrG eine Selbstanzeige mit strafbefreiender
Wirkung erstattet werden (vgl. nur Leitner/Brandl, SWK
2011, 1086 [1088] m.w.N.; a.A. Seiler/Seiler, a.a.O., § 29
Rz. 64).

4. Täternennung (§ 29 Abs. 5 FinStrG)

Gemäß § 29 Abs. 5 FinStrG wirkt die Selbstanzeige nur
für den Anzeiger und für die Personen, für die sie erstattet
wird. Die Selbstanzeige kann sowohl durch den Täter als
auch durch Dritte – seien sie bevollmächtigt oder nicht –

erstattet werden, jedoch nicht für einen Dritten gegen des-
sen Willen (vgl. hierzu Schrottmeyer, a.a.O., § 29
Rz. 374 ff., 1087 ff.). Da Verbände seit dem 1.1.2006
auch als Verantwortliche in Betracht kommen, sind diese
grundsätzlich ebenfalls in der Selbstanzeige zu benennen,
damit diesen auch Straffreiheit zukommen kann (zu den
Einzelheiten vgl. Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 1133 ff.).

!Beraterhinweis: Aus dem Wortlaut des § 29 Abs. 5
FinStrG und dem Zweck des Gesetzes ergibt sich, dass
der Täter, für den die Selbstanzeige erstattet wird, eindeu-
tig (!) bezeichnet sein muss (vgl. VwGH v. 20.9.2006 –
2006/14/0046; OGH v. 27.3.2001 – 14 Os 71/00). Soll
etwa eine Selbstanzeige sowohl für eine GmbH (Verband)
als auch für deren Geschäftsführer erstattet werden, muss
dies aus dem Inhalt der Anzeige deutlich hervorgehen
(VwGH v. 29.11.2000 – 2000/13/0207).

5. Wiederholte Selbstanzeigen (§ 29 Abs. 6 FinStrG)

Wurde bereits einmal hinsichtlich desselben Abgaben-
anspruchs eine Selbstanzeige erstattet, so tritt gem. § 29
Abs. 6 Satz 1 FinStrG strafbefreiende Wirkung der neuer-
lichen Selbstanzeige nur ein, wenn (abgesehen von der
Erfüllung der übrigen Voraussetzungen, die für die straf-
befreiende Wirkung einer Selbstanzeige erforderlich sind)
auch eine mit Bescheid der Abgabenbehörde festzuset-
zende Abgabenerhöhung von 25 % eines sich aus der neu-
erlichen Selbstanzeige ergebenden Mehrbetrags – sofern
es sich bei diesem nicht um Vorauszahlungen handelt –
rechtzeitig i.S.d. § 29 Abs. 2 FinStrG entrichtet wird.

Der Gesetzgeber hat damit klargestellt, dass eine wieder-
holte Selbstanzeige unter der Voraussetzung der wirk-
samen Entrichtung einer Abgabenerhöhung für denselben
Abgabenanspruch grundsätzlich möglich ist (Reger/Nord-
meyer/Hacker/Kuroki, a.a.O., § 29 Rz. 29). Umstritten ist,
ob mehrere (d.h. mehr als zwei) Teilselbstanzeigen für
denselben Abgabenanspruch erstattet werden können
(vgl. hierzu etwa Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 1155 ff.).

Ausdrücklich ausgenommen von der Regelung des § 29
Abs. 6 FinStrG sind Vorauszahlungen, so dass hier trotz
einer etwaigen bereits erfolgten Selbstanzeige hinsicht-
lich eines Fehlverhaltens im Bereich der Vorauszahlungen
(insbesondere von Umsatzsteuer) eine weitere Selbst-
anzeige im Rahmen der Jahressteuererklärung auch ohne
Festsetzung bzw. Entrichtung einer Abgabenerhöhung
möglich ist (vgl. 874 BlgNR 24. GP, 8). Ohne Abgaben-
erhöhung kann daher auch eine wiederholte Selbstanzeige
für denselben Voranmeldungszeitraum während des Jah-
res erfolgen (Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 1233).

Tritt Straffreiheit – aus welchem Grund auch immer –
nicht ein, so entfällt ab diesem Zeitpunkt die Verpflich-
tung zur Entrichtung der Abgabenerhöhung (§ 29 Abs. 6
Satz 2 FinStrG). Etwaige bis dahin entrichtete Beträge
sind gutzuschreiben. Die Abgabenerhöhung gilt als Ne-
benanspruch i.S.d. § 3 Abs. 2 Buchst. c BAO.
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6. Verfall von Monopolgegenständen (§ 29 Abs. 4
FinStrG)

Nach § 29 Abs. 4 FinStrG ist ungeachtet der Straffreiheit
auf Verfall von Monopolgegenständen zu erkennen. Dies
gilt auch für Behältnisse und Beförderungsmittel der im
§ 17 Abs. 2 Buchst. b FinStrG bezeichneten Art, es sei
denn, dass die besonderen Vorrichtungen entfernt werden
können; die Kosten hat der Anzeiger zu ersetzen. Ein
Wertersatz (§ 19 FinStrG) ist nicht aufzuerlegen (näher
dazu Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 1082 ff.).

7. Relevanter Zeitraum für die Selbstanzeige – Ver-
jährungsfragen

Für Finanzvergehen, bei denen die Verjährung der Straf-
barkeit (Verfolgungsverjährung) eingetreten ist, muss kei-
ne Selbstanzeige nach § 29 FinStrG erstattet werden. Für
die Feststellung der Verjährung ist sorgfältig zwischen
dem Finanzstrafrecht und dem Abgabenrecht zu unter-
scheiden.

a) Abgabenrechtliche Verjährung
Die abgabenrechtliche Verjährungsfrist beträgt bei hinter-
zogenen Abgaben gem. § 207 Abs. 2 Satz 2 BAO zehn
Jahre. Diese Verjährungsfrist gilt auch dann, wenn eine
Bestrafung aufgrund der strafbefreienden Wirkung einer
Selbstanzeige nach § 29 FinStrG nicht zulässig ist (vgl.
etwa VwGH v. 28.1.1997 – 96/14/0152, 0153; Ritz, Bun-
desabgabenordnung, 5. Aufl. 2014, § 207 Rz. 16). Die
Verjährung beginnt gem. § 208 Abs. 1 Buchst. a BAO
grundsätzlich mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Ab-
gabenanspruch entstanden ist (vgl. dazu im Einzelnen
§ 208 BAO).

b) Verfolgungsverjährung
Die Verfolgungsverjährung im Finanzstrafrecht bestimmt
sich nach § 31 FinStrG. Die Verjährungsfrist beträgt für
Finanzordnungswidrigkeiten nach §§ 49, 49a FinStrG
drei Jahre, für andere Finanzordnungswidrigkeiten ein
Jahr und für die übrigen Finanzvergehen fünf Jahre.

aa) Verjährungsfristbeginn (§ 31 Abs. 1 Satz 2-4
FinStrG)

Gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 FinStrG beginnt die Verjäh-
rungsfrist, sobald die mit Strafe bedrohte Tätigkeit abge-
schlossen ist oder das mit Strafe bedrohte Verhalten auf-
hört. Gehört zum Tatbestand ein Erfolg, so beginnt die
Verjährungsfrist erst mit dessen Eintritt zu laufen (§ 31
Abs. 1 Satz 3 FinStrG). Sie beginnt aber nach § 31 Abs. 1
Satz 4 FinStrG nie früher zu laufen als die Verjährungs-
frist für die Festsetzung der Abgabe (vgl. dazu bereits
oben), gegen die sich die Straftat richtet.

bb) Ablaufhemmung und Fortlaufhemmung
Das FinStrG kennt keine Unterbrechung der Verfolgungs-
verjährung (mehr), jedoch ist in § 31 Abs. 3 FinStrG eine
Ablaufhemmung und in § 31 Abs. 4 FinStrG eine Fort-

laufhemmung normiert, die zu einer (mitunter erhebli-
chen) Verlängerung der Verfolgungsverjährungsfrist füh-
ren kann.

Ablaufhemmung (§ 31 Abs. 3 FinStrG): Begeht der Tä-
ter während der Verjährungsfrist ein vorsätzliches Finanz-
vergehen, auf das § 25 FinStrG oder § 191 StPO nicht an-
zuwenden ist, so tritt die Verjährung nicht ein, bevor auch
für diese Tat die Verjährungsfrist abgelaufen ist (§ 31
Abs. 3 FinStrG). Unerheblich ist insoweit, um welche Art
von Finanzvergehen es sich handelt, so dass auch eine Fi-
nanzordnungswidrigkeit die Verfolgungsverjährungsfrist
verlängert. Die Verlängerung der Verjährungsfrist lösen
nur Vorsatztaten aus. Finanzvergehen, auf die wegen ihres
geringen Unrechtsgehalts die Regelung des § 25 FinStrG
(Absehen von Strafe; Verwarnung) bzw. (bei gerichtlich
zu ahnenden Finanzvergehen) die Regelung des § 191
StPO (Einstellung wegen Geringfügigkeit) anzuwenden
ist, verlängern die Frist ebenfalls nicht. Zur Streitfrage
der Auswirkungen einer Selbstanzeige auf die Ablauf-
hemmung nach § 31 Abs. 3 FinStrG vgl. UFS v. 8.9.2009
– FSRV/0074-W/09; Schrottmeyer, a.a.O., § 29
Rz. 1306 ff. m.w.N. [der Inhalt der zitierten Entscheidung
des Unabhängigen Finanzsenats (UFS) ist in der Finanz-
dokumentation des Bundesministeriums für Finanzen un-
ter https://findok.bmf.gv.at/findok?execution=e1s5&BFG
_Suche abrufbar].

!Beraterhinweis: Im Anwendungsbereich des § 31
Abs. 3 FinStrG verlängert sich etwa die fünfjährige Ver-
jährungsfrist für eine Abgabenhinterziehung (§ 33
FinStrG) um weitere fünf Jahre, wenn sich der Täter im
fünften Jahr nach der Abgabenhinterziehung (also vor
Ablauf der Verjährungsfrist) eines Abgabenbetrugs (§ 39
FinStrG) schuldig macht.

Fortlaufhemmung (§ 31 Abs. 4 FinStrG): Nach § 31
Abs. 4 FinStrG tritt in den dort genannten Fällen eine
Hemmung des Fortlaufs der Verfolgungsverjährungsfrist
ein. Fällt der in § 31 Abs. 4 Buchst. a bis d FinStrG je-
weils beschriebe Zustand weg, läuft die zum Zeitpunkt
des Beginns der Hemmung noch nicht verstrichene Ver-
jährungsfrist weiter (näher hierzu Reger/Nordmeyer/Ha-
cker/Kuroki, a.a.O., § 31 Rz. 15 ff.).

Absolute Verjährung (§ 31 Abs. 5 FinStrG): Die Fi-
nanzvergehen lassen sich in gerichtlich strafbare und ver-
waltungsbehördlich strafbare Finanzvergehen einteilen.
Die Abgrenzung der gerichtlichen von der finanzstrafbe-
hördlichen Zuständigkeit ist in § 53 FinStrG geregelt.
Grundsätzlich hängt es von der Schwere der Finanzver-
gehen ab, ob das Gericht oder die Finanzstrafbehörde zur
Durchführung des Finanzstrafverfahrens zuständig ist
(vgl. § 53 Abs. 1 und 2 FinStrG). Finanzvergehen, deren
Ahndung nicht dem Gericht zukommt, sind gem. § 53
Abs. 6 FinStrG von den Finanzstrafbehörden zu ahnden.
Die Frage einer möglichen Gerichtszuständigkeit ist da-
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her immer vorrangig zu prüfen (vgl. hierzu und zu wei-
teren Einzelheiten Seiler/Seiler, a.a.O., § 53 Rz. 1 ff.).

Bei Finanzvergehen, für deren Verfolgung die Finanz-
strafbehörde zuständig ist, erlischt die Strafbarkeit gem.
§ 31 Abs. 5 FinStrG jedenfalls, wenn seit dem Beginn der
Verjährungsfrist zehn Jahre und gegebenenfalls die in
Abs. 4 Buchst. c genannte Zeit verstrichen sind. Bei Fi-
nanzvergehen nach § 49a FinStrG erlischt die Strafbarkeit
jedenfalls, wenn dieser Zeitraum ab dem Ende der Anzei-
gefrist gem. § 121a Abs. 4 BAO oder der Mitteilungsfrist
nach § 109b Abs. 6 EStG verstrichen ist (vgl. dazu Bei-
ser, SWK 2008, 894).

!Beraterhinweis: Ab dem Jahr 1999 ist im gericht-
lichen Finanzstrafverfahren keine absolute Verjährung
mehr vorgesehen! Vor diesem Hintergrund taucht in der
Praxis bei weit (vor allem länger als zehn Jahre) zurück-
liegenden Verfehlungen häufig insbesondere das (nahezu
unlösbare) Problem der exakten (zahlenmäßigen) Offen-
legung auf.

c) Selbstanzeige bei abgabenrechtlich bereits verjähr-
ten Zeiträumen

In der Praxis kann es aufgrund der Unterschiede bezüg-
lich des Eintritts der Verjährung im Abgaben- und Fi-
nanzstrafrecht vorkommen, dass zwar die abgabenrecht-
liche Festsetzungsverjährung (teilweise) bereits eingetre-
ten ist, die jeweilige(n) Verfehlung(en) jedoch finanz-
strafrechtlich noch geahndet werden können – aufgrund
der Ablaufhemmung nach § 31 Abs. 3 FinStrG wird dies
bei wiederholten Finanzvergehen häufig sogar der Regel-
fall sein (Plückhahn/Schrottmeyer, SWK 2009, 50). Dies
kann zu erheblichen Schwierigkeiten im Hinblick auf die
Erfüllung der Wirksamkeitsvoraussetzungen der Selbst-
anzeige führen. So haben etwa die Darlegung der Verfeh-
lung und die Täternennung nach h.A. für den gesamten
finanzstrafrechtlich noch nicht verjährten Zeitraum zu er-
folgen, um umfassend straffrei zu werden (vgl. Schrott-
meyer, a.a.O., § 29 Rz. 1173). Hinsichtlich der Offenle-
gung der bedeutsamen Umstände wird man bei weit (vor
allem länger als zehn Jahre) zurückliegenden Verfehlun-
gen häufig vor dem (nahezu unlösbaren) Problem der
exakten (zahlenmäßigen) Offenlegung stehen. Auch
Schätzungen können dabei oftmals nur zu sehr unzurei-
chenden Ergebnissen führen (Plückhahn/Schrottmeyer,
SWK 2009, 50 [52]). Vor diesem Hintergrund ist umstrit-
ten, ob die Offenlegung der bedeutsamen Umstände für
abgabenrechtlich bereits verjährte Zeiträume erforderlich
ist (ausführlich zum Streitstand Schrottmeyer, a.a.O., § 29
Rz. 424 ff.). Zur Schadensgutmachung im vorliegenden
Zusammenhang s. Schrottmeyer, a.a.O., § 29 Rz. 496 ff.
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